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Zusammenfassung  

Mit dem Abitur wird in Deutschland das Recht auf den Zugang zur Hochschule erworben. Dieses 
Recht hat Verfassungsrang, da es aus dem Grundrecht der freien Berufswahl abgeleitet wird. 
Eine Einschränkung dieses Rechts durch einen Numerus clausus darf daher nur durch den Ge-
setzgeber erfolgen. Er muss die Kriterien der Auswahl festlegen, wenn die Zahl der Bewerber 
die Zahl der verfügbaren Studienplätze übersteigt.  
 
Das zentrale Auswahlkriterium für die Numerus-clausus-Studiengänge war bislang die Abitur-
durchschnittsnote. Mit dem jüngsten Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Dezember 
2017 wird sich dies nun ändern. Das Gericht kritisiert die einseitige Betonung des schulischen 
Wissens bei gleichzeitig mangelnder bundesweiter Vergleichbarkeit der Notengebung und for-
dert mindestens ein weiteres Auswahlkriterium, das auf berufliche Eignung abzielen soll. Damit 
will das Gericht erreichen, dass auch beruflich geeignete Bewerber ohne Abiturbestnoten eine 
Chance auf einen Studienplatz haben. Bislang betrifft das Urteil nur das Studium der Humanme-
dizin. Fachjuristen erwarten aber auch Auswirkungen auf die örtlichen Numerus-clausus-Studi-
engänge, die gegenwärtig 40 Prozent des Studienangebots ausmachen.  
 
Während in den Numerus-clausus-Studiengängen das Abitur als alleinige Zugangsvoraussetzung 
künftig nicht mehr ausreichen soll, müssen die Hochschulen in den zulassungsfreien Studien-
gängen jeden Bewerber mit einer Hochschulzugangsberechtigung akzeptieren. Modellversuche 
zeigen, dass eine Ergänzung der Hochschulzugangsberechtigung um weitere, auch auf die Be-
rufspraxis bezogene Auswahlkriterien dazu beitragen kann, die Passung zwischen Bewerberqua-
lifikation und Studienanforderungen zu verbessern und den Studienerfolg zu erhöhen. Gute Er-
gebnisse konnten mit Punktesystemen erzielt werden, die neben der Abiturnote die Ergebnisse 
eines fachspezifischen Studierfähigkeitstests sowie berufspraktische Erfahrungen berücksichti-
gen. Bei der Zulassung zum Medizinstudium sollte künftig ein solches Punktesystem die Quoten 
für Abiturbeste und für die Wartezeit ersetzen.  
 
Die positiven Erfahrungen mit der Berücksichtigung zusätzlicher Kriterien sprechen dafür, das 
Verfassungsgerichtsurteil zum Anlass zu nehmen, auch bei der Studienplatzvergabe in zulas-
sungsfreien Studiengängen eine Ergänzung der Hochschulzugangsberechtigung durch Auswahl-
verfahren der Hochschulen rechtlich zu ermöglichen. 
 
Bei der geplanten Fortsetzung des Hochschulpaktes sollten Mittel zur Unterstützung der Hoch-
schulen zur Durchführung dieser Auswahlverfahren eingeplant werden. Für eine technisch und 
organisatorisch verbesserte bundesweite Koordinierung der Hochschulzulassung in den Nume-
rus-clausus-Studiengängen sollte der Bund gemeinsam mit den Ländern sorgen. Als Anreiz, die 
Studienbewerber selbst auszuwählen, sollte anstelle der im Hochschulpakt bislang an den Stu-
dienanfängern orientierten Finanzierung ein Absolventenbonus eingeführt werden. Die Beseiti-
gung der Studienplatzknappheit wird auch künftig weder in der Humanmedizin noch in anderen 
Studiengängen allein durch öffentliche Mittel zu bewältigen sein. Eine individuelle Beteiligung 
durch sozialverträgliche Studiengebühren ist daher erforderlich.   
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1 Einleitung 

Um individuelle und gesellschaftliche, materielle und immaterielle Ressourcen bestmöglich ein-
zusetzen, sollte der Hochschulzugang so geregelt sein, dass Qualifikation und Motivation der 
Studienbewerber und die Anforderungen des Studienangebots zueinander passen. Diese Ziel-
vorstellung muss sich in der bildungspolitischen Realität allerdings in ein Geflecht von rechtli-
chen Regelungen einpassen lassen, denn die Studienplatzvergabe ist in Deutschland eine Frage 
von Verfassungsrang. Das hat das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Dezember 2017 für 
die Zulassung zum Medizinstudium noch einmal deutlich gemacht. Im Detail werden diese bei-
den rechtlichen Eckpfeiler, die die Hochschulzugangsberechtigung und die Hochschulzulassung 
bestimmen, in Kapitel 2.1 erläutert. 
 
Das grundrechtlich verankerte Recht auf einen Studienplatz führt bei einem Nachfrageüberhang 
nach Studienplätzen dazu, dass die Hochschulen Bewerber nur nach zuvor gesetzlich festgeleg-
ten Verfahren und Kriterien abweisen dürfen. Diese Verfahren erläutert Kapitel 2.2 mit einem 
Schwerpunkt auf die aktuell umstrittene Zulassungspraxis im Medizinstudium. Von diesen Re-
gelungen nicht betroffen und daher im Folgenden auch nicht betrachtet sind das Studienange-
bot der privaten Hochschulen sowie weiterführende Studiengänge aller Hochschulen, die nach 
einem ersten Hochschulabschluss begonnen werden.  
 
Wie in Kapitel 3 gezeigt wird, bezieht sich das Urteil des Verfassungsgerichtes nicht nur auf das 
Recht auf einen Studienplatz und auf die damit verbundene erforderliche bundesweite Ver-
gleichbarkeit der Auswahlverfahren, sondern zielt auch auf die Aussagefähigkeit der Hochschul-
zugangsberechtigung. Zwar wird  der rechtliche Stellenwert der Hochschulzugangsberechtigung 
nicht grundsätzlich in Frage gestellt, aber zumindest relativiert. 
 
Eine Relativierung der Abiturnote findet bereits jetzt schon durch die Anwendung weiterer Aus-
wahlkriterien statt – in einigen Fällen auch in Studiengängen ohne Numerus clausus. Welche 
Auswirkungen diese Verfahren auf den Studienerfolg haben, schildert Kapitel 4. Aus diesen Er-
fahrungen sowie den vom Bundesverfassungsgericht angemahnten Ergänzungen der Hoch-
schulzugangsberechtigung ergeben sich die in Kapitel 5 beschriebenen Chancen, mit einer Neu-
regelung des Hochschulzugangs die Allokation von Bewerbern und Studienangeboten durch ei-
gene Auswahlverfahren der Hochschulen zu verbessern. Voraussetzung sind allerdings Verän-
derungen in den Finanzierungsmechanismen und im Zulassungsrecht. 
 

2 Rechtlicher Rahmen 

2.1 Hochschulzugangs- und Hochschulzulassungsrecht 

Anders als vor allem in angelsächsisch geprägten Hochschulsystemen wird das Hochschulzu-
gangsrecht in Deutschland seit Mitte des 19. Jahrhunderts mit dem Abitur durch das Sekundar-
schulwesen vergeben. Die Hochschulzugangsberechtigung berechtigt, wie es in diesem Begriff 
programmatisch zum Ausdruck kommt, zum Besuch jeder Hochschule in Deutschland, sodass 
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die Hochschulen die Immatrikulation nicht verweigern können (Kreckel, 2015). Wie es ein ba-
den-württembergischer Wissenschaftsminister auf den Punkt brachte, ist nach deutschem 
Recht die Abiturnote Fünf in Mathematik kein Hinderungsgrund für die Aufnahme eines Mathe-
matikstudiums, sofern es einen freien Studienplatz gibt (Frankenberg, 2008). Diese rechtliche 
Konstellation ist nach wie vor gültig, sofern die Kapazitäten im betreffenden Studiengang noch 
nicht ausgeschöpft sind (Kluth, 2008). Mittlerweile umfasst die Hochschulzugangsberechtigung 
(HZB) weit mehr als das klassische Abitur. Hinzugekommen sind spezifische, auf den Besuch von 
Fachhochschulen beschränkte Formen der Hochschulreife sowie der allgemeinen Hochschul-
reife gleichgestellte Zugangsrechte für Absolventen der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
ebenso wie spezifische Zugangsregelungen für Absolventen einer Berufsausbildung. Die spezifi-
schen Regelungen zum Hochschulzugangsrecht werden seit der Föderalismusreform in den Lan-
deshochschulgesetzen beziehungsweise auf dem Wege der Ermächtigung durch die Hochschu-
len in ihren jeweiligen Satzungen festgelegt (Lindner, 2010).  
 
Im Spannungsverhältnis zum Hochschulzugangsrecht steht das Hochschulzulassungsrecht, wel-
ches sich im Zuge der steigenden Nachfrage nach Studienplätzen bei gleichzeitig knappen Stu-
dienkapazitäten entwickelt hat. Bis in die späten 1960er Jahre wurde die Zulassung allein durch 
die Satzungen der  Hochschulen geregelt, wobei die Landesgesetze einen weitreichenden Spiel-
raum ließen (Täger, 2010). Erst als mit den steigenden Studierendenzahlen die Nachfrage das 
Studienplatzangebot übertraf, stellte sich die Frage, wie der Zugang zu den knappen Studienka-
pazitäten geregelt werden sollte. Betroffen war vor allem das Fach Humanmedizin. Etliche Bun-
desländer reagierten mit der Einführung eines Numerus clausus (BVerfG, 1972). Die Kultusmi-
nisterkonferenz bemühte sich um die Vereinheitlichung der Kriterien und empfahl unter ande-
rem Quoten für Leistung und Wartezeit. Die Umsetzung erfolgte innerhalb der Bundesländer 
und auch unter den Hochschulen unterschiedlich, beispielsweise bei der Berücksichtigung der 
Abiturnoten oder aber durch die Bevorzugung von Landeskindern wie in Hamburg und Bayern. 
Diese „erhebliche Zersplitterung des Zulassungswesens“ (BVerfG, 1972) führte zur Anrufung des 
Bundesverfassungsgerichtes. Die im Urteil des Jahres 1972 entschiedenen Grundrechtsausle-
gungen und die daraus abgeleiteten Schlussfolgerungen bilden bis heute die Eckpfeiler für das 
Hochschulzulassungsrechts und wurden in den grundsätzlichen Aussagen durch das jüngste Ver-
fassungsgerichtsurteil zur Zulassung in medizinischen Studiengänge bestätigt (BVerfG, 2017). 
 
Als Maßstab für die verfassungsrechtliche Beurteilung von Zulassungsbeschränkungen (BVerfG, 
1972; BVerfG, 2017, Randnummer (Rn.) 103) ziehen beide Urteile den Artikel 12 Abs. 1 des 
Grundgesetzes heran, der das Recht auf freie Berufswahl sowie auf die freie Wahl der Ausbil-
dungsstätte verbürgt. So folgert das Bundesverfassungsgericht: „Aus der grundrechtlichen Ver-
bürgung der freien Wahl der Ausbildungsstätte in Verbindung mit dem allgemeinen Gleichheits-
satz (Art. 12 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG) ergibt sich ein Recht auf Teilhabe an den 
vorhandenen Studienangeboten, die der Staat mit öffentlichen Mitteln geschaffen hat“ (BVerfG, 
2017, Rn. 106). Das Gericht anerkennt gleichzeitig, dass der Staat Studienplätze nicht in unbe-
grenzter Zahl zur Verfügung stellen kann: „Das Recht auf chancengleichen Zugang zum Hoch-
schulstudium besteht damit nur in dem Rahmen, in dem der Staat tatsächlich Ausbildungskapa-
zitäten zur Verfügung stellt“ (BVerfG, 2017, Rn. 105). Und: „Aus verfassungsrechtlicher Sicht 
muss nicht jeder grundsätzlich hochschulreife Bewerber den Anspruch auf Zulassung zu seinem 
Wunschstudium im Ergebnis tatsächlich realisieren können“ (BVerfG, 2017, Rn. 218). 
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Daher sei das Recht auf Zulassung grundsätzlich einschränkbar, allerdings nur „unter erschöp-
fender Nutzung der vorhandenen Ausbildungskapazitäten“, so das Bundesverfassungsgericht 
schon in seinem Grundsatzurteil von 1972 (BVerfG, 1972). Die Auswahl und Verteilung  der Be-
werber muss „ nach sachgerechten Kriterien mit einer Chance für jeden an sich hochschulreifen 
Bewerber und unter möglichster Berücksichtigung der individuellen Wahl des Ausbildungsortes 
erfolgen“ (ebd.). Dabei müsse eine Auswahlregelung „jedem zulassungsberechtigten Bewerber 
eine Chance belassen“. Diese Grundsätze hat das Gericht in seinem Urteil vom Dezember 2017 
bekräftigt, indem es darauf hinweist, dass der Gesetzgeber gerade durch die Mehrgleisigkeit des 
Zulassungssystems die Chancenoffenheit des Hochschulzugangs gewährleisten wolle (BVerfG, 
2017, Rn. 97).  
 
In Ergänzung zu den auf Leistung bezogenen Auswahlverfahren befürwortete das Gerichtsurteil 
des Jahres 1972 eine Orientierung am so genannten Jahrgangsprinzip. Demzufolge sollte ein 
bestimmter Anteil der Plätze nach Wartezeit vergeben werden, um auch Bewerbern mit weni-
ger guten Abiturnoten eine Chance zu lassen. Mit Bezug auf das Sozialstaatsprinzip setzte sich 
das Gericht außerdem für die Reservierung von Studienplätzen für Wehr- und Ersatzdienst-
pflichtige sowie für Entwicklungshelfer und für das Ableisten eines sozialen Jahres ein. Das Inte-
resse am internationalen Austausch rechtfertigt nach Auffassung des Gerichts außerdem die 
Rückstellung eines Teils der Studienplätze für ausländische Bewerber. Diese so genannten Vor-
abquoten wie auch die Wartezeitquote haben bis heute Gültigkeit. 
 
Die Vergabe von Studienplätzen, in denen bundesweit ein Bewerberüberhang besteht, ist nach  
Maßgabe des Verfassungsgerichtsurteils von 1972 bundesweit einheitlich auf gesetzlicher 
Grundlage zu organisieren. Das  Zulassungsrecht wurde zunächst 1973 in einem Staatsvertrag 
der Länder, dann im Hochschulrahmengesetz (HRG) von 1976 festgeschrieben, das weiterhin 
gültig ist. Da das Verfassungsgericht bereits 1972 auf die Relevanz von neben dem Abitur nach-
weisbaren, studienbezogenen Kenntnissen und Fähigkeiten hingewiesen hatte, räumte das 
1998 geänderte Hochschulrahmengesetz den Hochschulen für zunächst 20 Prozent der zu ver-
gebenden Studienplätze die Möglichkeit zur Durchführung eigener Testverfahren ein. Nach der 
Föderalismusreform des Jahres 2006 haben die Länder 2008 einen weiteren Staatsvertrag zur 
Hochschulzulassung geschlossen, der im Wesentlichen die Vorgaben des Hochschulrahmenge-
setzes übernahm. Die Hochschulen erhielten mit dem Staatsvertrag von 2008 die Möglichkeit, 
nunmehr 60 Prozent der Studienplätze in eigenen Auswahlverfahren zu vergeben. Dieser Staats-
vertrag ist durch Landesgesetze in Landesrecht und daraus abgeleitet in Rechtsverordnungen 
für die Hochschulen sowie in Hochschulsatzungen umgesetzt worden (Winter et al., 2012).  
 
Mit dem Urteil des Jahres 1972 bestimmte das  Verfassungsgericht nicht nur die bis heute gül-
tigen Grundzüge des Zulassungsrechts, sondern bildete auch die rechtliche Grundlage für die bis 
heute bundesweit gültige interne Administrierung der Lehrkapazitäten im Rahmen der Kapazi-
tätsverordnung (KapVO). Die KapVO dient der Berechnung von Zulassungszahlen und soll eine 
Überprüfbarkeit der erschöpfenden Nutzung der Lehrkapazitäten sicherstellen. Dazu wird für 
jedes Studienfach der erforderliche Stundenaufwand für die Ausbildung eines Studierenden 
bundesweit festgelegt, wobei sich der zeitliche Aufwand je nach Art der Lehrveranstaltung un-
terscheiden kann. Mit diesen so genannten Curricularnormwerten bestimmt jede Hochschule 
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ausgehend von dem verfügbaren Lehrpersonal für jedes Fach die maximale Zahl der zuzulassen-
den Studierenden (Winter et al., 2012). Eine weitere Folge des Urteils von 1972 war die Einrich-
tung einer Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS), die auf der Grundlage des 
Staatsvertrages von 2008 in die Stiftung für Hochschulzulassung übergegangen ist. Im Wesent-
lichen ist das aktuell geltende deutsche Hochschulzulassungsrecht somit nicht vom Gesetzge-
ber, sondern vom Bundesverfassungsgericht gestaltet worden (Wissenschaftsrat, 2004). Eine 
Tradition, die sich mit dem jüngsten Verfassungsgerichtsurteil fortsetzt. 
 

2.2 Aktuelle Zulassungspraxis 

Die Anzahl der verfügbaren Studienplätze wird von den Hochschulen gemeinsam mit den jewei-
ligen Landesministerien für Wissenschaft auf der Grundlage der Kapazitätsverordnung festge-
legt. Es lassen sich in der aktuellen Zulassungspraxis drei Kategorien von Studiengängen unter-
scheiden: Erstens Studiengänge, in denen die Nachfrage die Anzahl der nach Kapazitätsverord-
nung berechneten Studienplätze übersteigt. Ist diese Knappheit bundesweit festgestellt, dann 
unterliegen diese Studiengänge einem bundesweiten Numerus Clausus und müssen zentral 
durch die Stiftung für Hochschulzulassung administriert werden. Das trifft gegenwärtig nur auf 
eine Minderheit von  0,9 Prozent der Studiengänge zu (Tabelle 2-1). 
 

Tabelle 2-1: Zulassungsmodi der grundständigen Studiengängen im Wintersemes-
ter 2017/2018 

 

Art der Zulassung Anzahl der Studien-
gänge 

Anteil an allen Studiengän-
gen in Prozent 

Bundesweiter Numerus clausus 91 0,9 

Örtlicher Numerus clausus 4.120 40,6 

Auswahlverfahren / Eignungsfest-
stellungsverfahren 

279 2,7 

Zulassungsfrei 5.667 55,8 

Alle Studiengänge 10.157 100 

Quelle: HRK, 2017 

Ist diese Knappheit auf ein einzelnes Bundesland oder eine einzelne Hochschule beschränkt, so 
kann zwischen der Hochschule und dem jeweiligen Bundesland ein so genannter örtlicher Nu-
merus clausus vereinbart werden. Davon sind gegenwärtig 40,6 Prozent der grundständigen 
Studiengänge betroffen. Die Nachfrage fällt von Bundesland zu Bundesland und je nach Hoch-
schultyp und Studienfach sehr unterschiedlich aus. So waren beispielsweise laut einer Recher-
che im Hochschulkompass der Hochschulrektorenkonferenz die Fächer der Gruppe Rechts-, 
Wirtschafts-, Gesellschafts- und Sozialwissenschaften am häufigsten (53,3 Prozent) mit einem 
örtlichen Numerus clausus belegt, die Fächer der Gruppe Sprach- und Kulturwissenschaften am 
seltensten (32,6 Prozent) (Hachmeister et al., 2016). Die niedrigste NC-Quote wies Mecklen-
burg-Vorpommern auf (20,1 Prozent), die höchste Hamburg (75,5 Prozent).  
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Eine zweite Kategorie sind Studiengänge, in denen die jeweilige Hochschule in Eignungsprüfun-
gen oder Auswahlverfahren besondere Kompetenzen beziehungsweise Begabungen als Zulas-
sungsvoraussetzung formulieren darf, sofern diese Kompetenzen nicht in der schulischen Aus-
bildung vermittelt werden – so beispielsweise in Studiengängen in den Bereichen Kunst, Musik 
oder Sport. Diese Kategorie wurde erstmals 2017 erhoben und in 2,7 Prozent der Studiengänge 
festgestellt. Bei allen übrigen 55,8 Prozent der Studiengänge sind die Hochschulen gesetzlich 
verpflichtet, jeden Bewerber mit Hochschulzugangsberechtigung oder mit einer der schulischen 
Hochschulzugangsberechtigung gleichgestellten beruflichen Vorbildung aufzunehmen. Im Fol-
genden werden die Details der Zulassungspraxis in den verschiedenen Kategorien beschrieben. 
 

2.2.1 Studiengänge mit bundesweitem Numerus clausus 

Die Länder legen die Anzahl der Studienplätze nach Maßgabe der Kapazitätsverordnung jedes 
Jahr erneut fest und melden sie der Stiftung für Hochschulzulassung. Im Wintersemester 
2017/2018 waren dies im Fach Humanmedizin 9.176 Studienplätze (Stiftung für Hochschulzu-
lassung, 2017). Diese vergibt die Studienplätze für die Bewerber nach den Vorabquoten sowie 
für die Bewerber mit Abiturbestnoten und die für die Bewerber nach Wartezeit zur Verfügung 
stehenden Plätze. Auch die Bewerbung für eine Teilnahme an den Auswahlverfahren der Hoch-
schulen läuft für die Studieninteressierten bundesweit zentral über die Stiftung für Hochschul-
zulassung. Aktuell ergeben sich für Humanmedizin die folgenden Quotierungen (Stiftung für 
Hochschulzulassung, 2018a): 
 

*ausländische Studienbewerber, die nicht deutschen Bewerbern gleichgestellt sind, Anwärter für den Bundeswehrsani-
tätsdienst, Zweitstudienbewerber, Personen mit einer im Fachhochschulgrundstudium erworbenen Hochschulzugangs-
berechtigung, Härtefälle, in der beruflichen Bildung qualifizierte Bewerber, sofern ihre Anzahl ein Prozent der Gesamt-
bewerberzahl überschreitet 

 

Abbildung 2-1: Auswahlquoten für Humanmedizin 
Vorgaben für die Verteilung der Studienplätze 

 
Quelle: Stiftung für Hochschulzulassung, 2018a 

12

18

18

52

Vorabquoten für besondere Bewerberkategorien*
Wartezeit
Bewerber mit Abiturbestnoten
Auswahlverfahren der Hochschulen



  

Hochschulzugang 
 

9 

Um Unterschiede in der Gestaltung der Abiturprüfungen und der Notenvergabe zwischen den 
Ländern auszugleichen, werden so genannte Länderquoten gebildet, sodass bei der Abiturbest-
quote nur Bewerber eines Bundeslandes um die jeweils für das Bundesland zur Verfügung ste-
hende Anzahl von Studienplätzen konkurrieren. Die Quote eines Landes bemisst sich laut Artikel 
10 des Staatsvertrages „zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Bewerbe-
rinnen und Bewerber für den betreffenden Studiengang (Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln 
nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevöl-
kerungsanteil); für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden 
Quoten um drei Zehntel erhöht“ (Staatsvertrag, 2008). 
 
Bei den 60 Prozent der Studienplätze, welche die Hochschulen in einem eigenen Auswahlver-
fahren vergeben können, regelt das jeweilige Landesrecht die Auswahlkriterien auf der Grund-
lage des Staatsvertrages und des Hochschulrahmengesetzes. Nach Artikel 10, Abs. 1 Satz 3 des 
Staatsvertrages werden die Studienplätze vergeben:   
 
„a) nach dem Grad der Qualifikation, 
b) nach den gewichteten Einzelnoten der Qualifikation für das gewählte Studium, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben, 
c) nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studierfähigkeitstests, 
d) nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit, 
e) nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden Gesprächs mit den 
Bewerberinnen und Bewerbern, das Aufschluss über die Motivation der Bewerberin oder des 
Bewerbers und über die Identifikation mit dem gewählten Studium und dem angestrebten 
Beruf geben sowie zur Vermeidung von Fehlvorstellungen über die Anforderungen des 
Studiums dienen soll, 
f) auf Grund einer Verbindung von Maßstäben nach den Buchstaben a bis e. 
Bei der Auswahlentscheidung muss dem Grad der Qualifikation ein maßgeblicher Einfluss gege-
ben werden“ (§ 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 HRG und Staatsvertrag Art. 10).  
 
Für die Zulassung zum Auswahlverfahren führt derzeit die große Mehrheit von 24 der 35 medi-
zinischen Fakultäten eine Vorauswahl durch (Schwibbe et al., 2018). Bei 15 Hochschulen spielt 
die Abiturdurchschnittsnote bereits bei der Vorauswahl eine Rolle. Neun Hochschulen akzeptie-
ren in der Vorauswahl nur Bewerber, von denen sie als erste bis maximal dritte Ortspräferenz 
genannt wurden. Im hochschuleigenen Auswahlverfahren wird von allen Hochschulen die Abi-
turdurchschnittsnote berücksichtigt. Die große Mehrheit bezieht weitere Kriterien mit ein: 25 
Hochschulen prüfen zusätzlich mit einen fachspezifischen Studierfähigkeitstest das Verständnis 
für naturwissenschaftliche und medizinische Problemstellungen (Schwibbe et al., 2018; Tabelle 
2-2).  
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Tabelle 2-2: Kriterien im Auswahlverfahren der Hochschulen in Humanmedizin 
Mehrfachnennungen; Wintersemester 2017/2018, Angaben für 35 staatliche Hochschulen 

Auswahlkriterium Anzahl der Hochschulen, die 
dieses Kriterium anwenden 

Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung 35 

Fachspezifischer Studierfähigkeitstest 25 

Berufsausbildung/Berufstätigkeit 22 

Soziales Engagement (z.B. Entwicklungshilfe; Bundesfreiwil-
ligendienste)  

10 

Teilnahme an naturwissenschaftlichen Wettbewerben wie 
‚Jugend forscht‘) 

7 

Klassische Interviews 6 

Multiple Mini-Interviews 5 

Ausschließlich Abiturnote 5 

Sonstige sportliche oder musische Leistungen 4 

Einzelnoten des Reifezeugnisses 3 

Quelle: Schwibbe et al., 2018 

Dabei handelt es sich in der Mehrheit der Fälle um den Test für Medizinische Studiengänge, der 
in den siebziger Jahren vom Institut für Test- und Begabungsforschung entwickelt wurde und 
mittlerweile von der Nachfolgeinstitution, der ITB Consulting GmbH, ausgewertet wird (weitere 
Details in Abschnitt 4.1). Die Durchführung der Tests wird bundesweit durch die Universität Hei-
delberg koordiniert. Für die Teilnehmer entstehen Kosten in Höhe von 73 Euro. Das Testergebnis 
wird von den Hochschulen unterschiedlich berücksichtigt: Einige Hochschulen entscheiden über 
die Rangfolge ihrer Bewerber, indem sie das Testergebnis zu 49 Prozent und die Abiturnote zu 
51 Prozent gewichten. Andere vergeben je nach Testergebnis Bonuspunkte, um die sich der Abi-
turdurchschnitt entsprechend verbessert. Eine vergleichende Übersicht über die Gewichtungen 
liegt nicht vor.  
 
Bei der Mehrheit von 22 Hochschulen wird auch die Berufsausbildung berücksichtigt, wobei in 
den meisten Fällen ein Bonus auf die Abiturnote vergeben wird. Das geschieht in unterschiedli-
chem Ausmaß: So führt beispielsweise eine Berufsausbildung im aktuellen Auswahlverfahren 
für das Wintersemester 2018/2019 an der Uni Erlangen-Nürnberg zu einer Notenverbesserung 
um 0,1 Punkte im Abiturdurchschnitt, an der Uni Mainz aber um 0,4 Punkte (Stiftung für Hoch-
schulzulassung, 2018b). Ein vergleichender Überblick fehlt auch hier. Nur wenige Hochschulen 
setzen neben Studierfähigkeitstests sowie der Berücksichtigung von Berufsausbildung und au-
ßerschulischen Leistungen auch noch auf Auswahlgespräche.  
 
Allen Verfahren ist gemeinsam, dass sie dem „Grad der Qualifikation“ d.h der Note der Hoch-
schulzugangsberechtigung einen „maßgeblichen Einfluss“ einräumen müssen. In nahezu einem 
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Drittel der Fälle bilden sie bereits bei der Vorauswahl zu den Auswahlverfahren die erste Hürde, 
wobei eine Bildung von Landesquoten bei der Vorauswahl nicht verlangt wird. Der Einfluss der 
Abiturnote wird außerdem dadurch verstärkt, dass die anderen Kriterien nicht mit ihren eigen-
ständigen Inhalten berücksichtigt werden oder gar insgesamt stärker berücksichtigt werden 
können als die Abiturdurchschnittsnote. Sie dienen vielmehr in den meisten Fällen der „Noten-
verbesserung“ durch den Abzug von Punkten bei der Abiturnote. 
 

2.2.2 Studiengänge mit örtlichem Numerus clausus 

Für die Zulassung zu Studiengängen mit örtlichem Numerus clausus gelten im Wesentlichen die 
gleichen verfassungsrechtlichen Restriktionen wie für die bundesweit zulassungsbeschränkten 
Studiengänge. Auch sind die Auswahlkriterien die gleichen, wie sie im Staatsvertrag für die bun-
desweiten Numerus-clausus-Studiengänge vorgeschrieben sind (Hauck-Scholz, 2010; Winter et 
al., 2012). Eine Abweichung gibt es für die Berechnung der Kapazitäten, die für die Einführung 
eines örtlichen Numerus clausus in Abstimmung mit dem jeweiligen Wissenschaftsministerium 
hinterlegt werden müssen. Hier haben die Länder seit einer Änderung des Staatvertrages 2006 
mehr Flexibilität (Winter et al., 2012).   
 
Einen bundesweiten Überblick zur Handhabung des örtlichen Numerus clausus gibt es nicht, da 
eine Teilnahme am Vergabeverfahren der Stiftung für Hochschulzulassung anders als in den 
bundesweit zulassungsbeschränkten Studiengängen für die Hochschulen nicht verpflichtend ist. 
Eine vergleichende Analyse der Vergabeverfahren in vier Bundesländern zeigt, dass überwie-
gend nur nach der Abiturnote entschieden wird (Winter et al., 2012). Die bestehende Möglich-
keit, weitere Kriterien neben der Abiturnote heranzuziehen, wird überwiegend nicht genutzt 
(Wissenschaftsrat, 2015). 
 
Sofern die Hochschulen überhaupt zusätzliche Auswahlkriterien berücksichtigen, zeigen sich 
große Unterschiede, z.B. bei ausgewählten Zulassungsbeispielen für die Verfahren im Fach Ma-
schinenbau: In allen untersuchten neun staatlichen Studiengängen hat die Abiturnote den ge-
setzlichen Vorgaben entsprechend ein besonderes Gewicht. Eine einschlägige Berufsausbildung 
beziehungsweise berufspraktische Erfahrungen werden aber nur in fünf der Studiengänge posi-
tiv berücksichtigt und dies mit unterschiedlicher Gewichtung und unterschiedlichen Verfahren 
(Hachmeister et al., 2016). 
 
Die Auswahl der Studienbewerber kann direkt an der betreffenden Hochschule stattfinden. Die 
Hochschule kann aber diese Aufgabe auch an die Stiftung für Hochschulzulassung delegieren. 
Mittels des sogenannten Dialogorientierten Serviceverfahrens (DoSV) können sich die Studien-
interessierten über das internetbasierte Bewerbungsportal bewerben. Nach Maßgabe des Ge-
setzes zur Errichtung der Stiftung für Hochschulzulassung werden die Bewerberdaten von der 
Stiftung nach den Vorgaben der Hochschulen aufbereitet (Gesetz zur Errichtung der Stiftung für 
Hochschulzulassung, 2008). Es wird eine Auswahl der Bewerber nach den Kriterien der Hoch-
schule vorgenommen. Vorgesehen ist außerdem ein Abgleich der Auswahlranglisten der Hoch-
schulen zur Vermeidung von Mehrfachzulassungen. Außerdem soll die Stiftung im so genannten 
Clearingverfahren nicht besetzte Studienplätze vermitteln (Winter et al., 2012). 
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Allerdings gibt es seit Einrichtung des Dialogorientierten Serviceverfahrens (DoSV) im Jahr 2009, 
welches durch die Bundesregierung mit 15 Millionen Euro unterstützt wurde, noch ungelöste 
Probleme: Im Wintersemester 2017/18 nutzten erst 129 von schätzungsweise 175 möglichen 
Hochschulen das DoSV. Die Zahl der angeschlossenen Studiengänge beträgt zwar mittlerweile 
1.080. Eigentlich integriert sein sollten aber rund 4.000 Studiengänge (Wiarda, 2017). Für Stu-
dieninteressierte bedeutet die unvollständige Erfassung der Studienangebote im DoSV, dass sie 
sich über die konkreten Zulassungsvoraussetzungen an der jeweiligen Hochschule informieren 
müssen. Probleme bestehen außerdem noch durch unkoordinierte Mehrfachbewerbungen, die 
zu unbesetzt bleibenden Studienplätzen führen. Laut Zulassungsbericht der Kultusministerkon-
ferenz blieben zum Wintersemester 2015/2016 insgesamt 11.567 Studienplätze in Numerus-
clausus-Studiengängen unbesetzt (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 2016). 
 

2.2.3 Studiengänge mit sonstigen Auswahlverfahren 

Gibt es keine Kapazitätsprobleme, die einen Numerus clausus erfordern, so darf das Recht auf 
die Aufnahme eines Studiums aufgrund der in Artikel 12 des Grundgesetzes garantierten Be-
rufswahlfreiheit nur eingeschränkt werden, wenn der betreffende Studiengang besondere Kom-
petenzen erfordert, die in der Schule nicht vermittelt werden (Lindner, 2010). Dazu zählen tra-
ditionell besondere künstlerische Fähigkeiten oder ein besonderes sportliches Leistungsvermö-
gen. Diese kann die Hochschule in besonderen Eignungsfeststellungsverfahren (EFV) überprüfen 
und die Zulassung vom Ergebnis dieser Prüfung abhängig machen. Sollen in anderen Disziplinen 
Eignungsfeststellungsverfahren durchgeführt werden, so muss der Gesetzgeber in einer Rechts-
verordnung oder in der Hochschulsatzung darlegen, welche besonderen, nicht durch die schuli-
sche Ausbildung vermittelten Anforderungen der jeweilige Studiengang stellt (Lindner 2010).  
 
Anders als in den Numerus-clausus-Studiengängen gibt es bei den Eignungsfeststellungsverfah-
ren keine länderübergreifenden Vorgaben für die Auswahl der Kriterien oder die Art der Durch-
führung der Verfahren. Sie werden in den jeweiligen Landesgesetzen sowie von jeder Hoch-
schule für jeden Studiengang in einer speziellen Satzung festgelegt. Möglich sind Eignungsfest-
stellungsverfahren außerhalb der bislang üblichen Verfahren in künstlerischen Studiengängen 
laut einer Studie zu den Ingenieurwissenschaften derzeit nur in den drei Bundesländern Bayern, 
Baden-Württemberg und Hessen (Klöpping, et al., 2017).  
 
Die Hochschulzugangsberechtigung muss aufgrund ihrer starken Rückbindung an das Grund-
recht der Berufswahlfreiheit auch bei den Eignungsfeststellungsverfahren hinreichend Berück-
sichtigung finden (Lindner, 2010). Als Auswahlverfahren ist beispielsweise nach dem Bayeri-
schen Hochschulgesetz die Abiturdurchschnittsnote gleichberechtigt mit einem weiteren Krite-
rium zu berücksichtigen (Art. 44 IV BayHSCHG). Als weitere Kriterien stehen schriftliche Tests, 
strukturierte Auswahlgespräche, fachspezifische Einzelnoten sowie einschlägige Berufsausbil-
dungen oder Berufstätigkeiten zur Auswahl. Beispielhaft sei auf das Auswahlverfahren im Ba-
chelorstudiengang ‚Maschinenwesen‘ an der Technischen Universität München verwiesen: Zu 
den besonderen Qualifikationsvoraussetzungen zählt die Satzung des Studiengangs unter ande-
rem die „Begabung zur gestalterischen Lösung von Problemen mit technisch-naturwissenschaft-
lichem Anspruch in Kombination mit einem strukturierten und methodischen Vorgehen“ sowie 
„Interesse sowohl an Entwicklungstätigkeiten als auch an Anwendungsproblemen“ (TUM, 
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2018). Die Bewerber müssen neben dem Reifezeugnis ein Motivationsschreiben einreichen. In 
einer ersten Auswahlstufe werden die Abiturnote sowie Einzelnoten bestimmter Schulfächer in 
einem Punktesystem berücksichtigt. Bewerber mit hoher Punktzahl werden direkt zugelassen. 
Für die übrigen Bewerber mit einer festgelegten Mindestpunktzahl findet ein Auswahlgespräch 
mit zwei Hochschulvertretern, davon einem Hochschullehrer statt.  Bewerber mit einer Berufs-
ausbildung werden auch dann zu diesem Auswahlgespräch zugelassen, wenn sie bei den schuli-
schen Leistungspunkten die geforderte Mindestzahl nicht erreichen.   
 
Insgesamt lässt sich feststellen: Die Zulassungspraxis wird trotz der geringen Anzahl an bundes-
weiten Numerus-clausus-Studiengängen stark durch die Zulassungsregelungen für Numerus-
clausus-Fächer beeinflusst, da die Vielzahl der örtlich zulassungsbeschränkten Studienangebote 
vergleichbaren gesetzlichen Vorgaben unterliegt.  Allerdings beschränken sich die Hochschulen 
im Unterschied zur Zulassungspraxis in den medizinischen Studiengängen beim örtlichen NC 
überwiegend auf die Berücksichtigung der Abiturdurchschnittsnote. Das hat zur Folge, dass die-
ses Kriterium die Zulassungsentscheidungen bei den Studiengängen mit örtlichem Numerus 
clausus derzeitig deutlich dominiert. Gleichzeitig versucht eine Minderheit von Hochschulen, 
durch eigene Eignungsfeststellungsverfahren auch die nicht auf Schulwissen basierenden Kom-
petenzen der Bewerber zu erfassen, stößt aber mit diesem Ansatz auf enge rechtliche Grenzen 
durch die mit dem Abitur verknüpfte, grundgesetzlich abgesicherte Zugangsberechtigung zum 
Hochschulstudium. 
 

3 Kritik des Bundesverfassungsgerichts an der Zulassung in me-
dizinischen Numerus-Clausus-Studiengängen 

Das Bundesverfassungsgericht setzte sich mit der Hochschulzulassung für das Studienfach Me-
dizin auseinander, da zwei Bewerber vor dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen gegen die Stif-
tung für Hochschulzulassung wegen einer zwölfsemestrigen Wartezeit geklagt hatten. Das Ver-
waltungsgericht kritisierte vor allem die der Abiturnote im Zulassungsverfahren zugemessene 
Bedeutung. Rund drei Viertel der Abiturienten hätten faktisch trotz Wartezeitquote und Zusatz-
kriterien in den Auswahlverfahren der Hochschulen keine Chance auf einen Studienplatz 
(Brehm/Brehm-Kaiser, 2018). Das Bundesverfassungsgericht sah sich veranlasst, das gesamte 
Zulassungsverfahren sowohl im Hochschulrahmengesetz und im Staatsvertrag als auch in allen 
Landesgesetzen auf seine Verfassungsgemäßheit zu überprüfen. Der Gesetzgeber, d.h. die Län-
der im Rahmen des Staatsvertrages und/oder der Bund im Rahmen des Hochschulrahmenge-
setzes, müssen bis zum 31.12.2019 die Kritikpunkte des BVerfG in entsprechende Gesetzesän-
derungen umsetzen (BVerfG, 2017, Rn. 253). 
 

3.1 Die Rolle des Abiturs und die Gestaltung der Auswahlverfahren der Hochschu-
len 

Das Gericht kritisiert den Umgang mit dem Auswahlkriterium ‚Abiturnote‘ vor allem in den Aus-
wahlverfahren der Hochschulen. Dabei ist es aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht erheblich, 
dass etliche Hochschulen bei der Bewerberwahl bereits differenziert vorgehen. Entscheidend ist 
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der Anspruch des Gerichts, eine für die Gesetzgeber auf Bundes- und Landesebene verbindliche 
Norm zu setzen. Die Berechtigung der Abiturnote als alleiniges Kriterium in der Abiturbestquote 
wird nicht in Frage gestellt. Gestützt auf empirische Untersuchungen sprechen die Richter der 
Abiturnote eine hohe Prognosekraft für den Studienerfolg zu. Es gebe daher keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken, an die besten Abiturienten in der so genannten Abiturbestenquote zwan-
zig Prozent der Studienplätze zu vergeben (Rn. 127). Gleichzeitig ist die Einteilung in die drei 
Hauptquoten aber verfassungsrechtlich aus der Sicht des Gerichts kein Muss (BVerfG, 2017, 
Rn.126). 
  
Allerdings seien aufgrund der immer noch bestehenden Unterschiedlichkeit der Notenvergabe 
in den Bundesländern auch weiterhin Landesquoten zu bilden. Nicht mit der Verfassung verein-
bar sei, dass solche Landesquoten in den Auswahlverfahren der Hochschulen fehlten. Das Ver-
gleichbarkeitsdefizit der Abiturnote könne nicht durch die Anwendung zusätzlicher Kriterien in 
den Auswahlverfahren kompensiert werden (Rn. 184). Gleichzeitig erkennt das Gericht an, dass 
eine solche Regelung kaum praktikabel sein würde. Es verweist daher auf die Möglichkeit, eine 
„Relationierung der Noten auf Zentralebene“ zu erstellen, auf die die Hochschulen dann zurück-
greifen könnten (Rn.188). Details zu einem solchen Verfahren werden nicht genannt. 
 
Das Gericht moniert außerdem das fehlende Differenzierungspotential der Abiturnoten: Verfas-
sungswidrig sei, „dass der Gesetzgeber für die Auswahl der Bewerber im Auswahlverfahren der 
Hochschulen keine hinreichend breit angelegten Eignungskriterien vorgibt“ (Rn. 197). In einer 
Nachfragesituation, in der ohnehin nur Bewerber mit sehr guten Durchschnittsnoten in die Aus-
wahlverfahren der Hochschulen hineinkämen, würde die Abiturnote allein die „Unterschiede in 
der Eignung der Kandidaten nicht hinreichend abbilden“ (Rn. 201). Der Gesetzgeber müsse die 
gegebenen Schwächen durch die Hinzuziehung weiterer Kriterien berücksichtigen (Rn. 205).   
 
Schließlich hält das Gericht das Abiturs nur begrenzt aussagefähig für die berufliche Eignung: 
Für die Feststellung der Eignung sei eine differenzierende Kriterienbildung „verfassungsrechtlich 
geboten, wenn sich nur so das konkret erforderliche Eignungsprofil hinreichend abbilden lässt. 
Dafür müssen auch praktische und sozial-kommunikative Fähigkeiten sowie bereits in medizini-
schen Berufen erworbene Qualifikation eine Rolle spielen“ (Rn. 110). Die Abiturdurchschnitts-
note habe für den Erfolg im klinischen, d.h. den Umgang mit Patienten beinhaltenden Studien-
abschnitt einen geringeren Prognosewert als für den vorklinischen, stärker theoretisch gepräg-
ten Studienteil. Daher muss nach Maßgabe des Gerichts für einen hinreichenden Teil der Stu-
dienplätze ein weiteres, „nicht schulnotenbasiertes, eignungsrelevantes Kriterium mit erhebli-
chem Gewicht“ Berücksichtigung finden (Rn. 209). Vorgesehen seien dazu sowohl im Hochschul-
rahmengesetz als auch im Staatsvertrag insbesondere Studierfähigkeitstests, einschlägige Be-
rufsausbildungen und -tätigkeiten sowie Auswahlgespräche der Hochschulen. 
 
Neben der unzulänglichen Aussagekraft des Abiturs für die berufliche Eignung ist der Aspekt der 
gleichberechtigten Teilhabe an den Studienmöglichen aus der Sicht des Gerichts ein weiteres 
Argument für die Einführung nicht schulnotenbasierter, zusätzlicher Kriterien, mit denen andere 
Bewerber als diejenigen mit Spitzennoten zum Zuge kommen können: „Die Öffnung des Aus-
wahlverfahrens für eine solche Einbeziehung weiterer Kriterien liegt nicht allein in der freien 
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Entscheidung des Gesetzgebers, sondern ist zur Gewährleistung einer gleichheitsgerechten Zu-
lassung zum Studium in gewissem Umfang auch verfassungsrechtlich geboten. Die derzeitige 
Regelung bleibt hinter diesen Anforderungen zurück“ (Rn. 199).  
 
Bei den Auswahlverfahren der Hochschulen bemängelt das Gericht die fehlende gesetzliche 
Festlegung der Kriterien und die ebenfalls fehlende gesetzliche Verpflichtung einer ausreichen-
den Standardisierung und Strukturierung dieser Verfahren. Die weiteren anzuwendenden Krite-
rien dürften nicht von den Hochschulen selbst festgesetzt werden, ohne dass sie im Landesge-
setz vorgegeben sind. Der Gesetzgeber hat nach Auffassung des Gerichts einen Kriterienkatalog 
vorzulegen, aus welchem die Hochschulen Auswahlkriterien auswählen können (Rn. 144). 
 
Bei den im Auswahlverfahren der Hochschulen erlaubten Eignungsfeststellungsverfahren wie 
fachspezifische Studieneignungstests und Auswahlgespräche müsse nachgewiesen werden, 
dass ausschließlich die Eignung der Kandidaten überprüft werde (Rn. 153). Der Gesetzgeber 
muss sicherstellen, dass „sie hinreichend strukturiert sind, auf die Ermittlung der Fähigkeiten 
zielen und einer diskriminierenden Anwendung vorbeugen“ (Rn. 210). Dabei genüge es, wenn 
die Hochschulen selbst die Standardisierung und Strukturierung ihrer Tests oder Auswahlge-
spräche vornähmen (Rn. 154). Auch bei der prinzipiell zulässigen Berücksichtigung fachnaher 
Berufsausbildungen und Berufstätigkeiten vermisst das Gericht im Staatsvertrag ebenso wie in 
den Landesgesetzen oder Rechtsverordnungen die „Einbindung in transparente Regeln“ (Rn. 
195). Innerhalb solcher standardisierter und evaluierter Verfahren sei es den Hochschulen un-
benommen, eigene Akzente zu setzen, indem beispielsweise bestimmte, in den Tests geprüfte 
Kriterien in besonderer Weise gewichtet werden.  
 

3.2 Die Problematik der Ortspräferenzen und der Wartezeitquote 

Grundsätzlich sind Ortswünsche nach Auffassung des Gerichts nur als sekundäre Kriterien zu 
berücksichtigen. Eignungsbezogene Kriterien sollen nach Maßgabe der Richter an erster Stelle 
stehen. Da bei der Abiturbestenquote keine Auswahlverfahren der einzelnen Hochschulen vor-
gesehen sind, hält das Gericht die Bevorzugung von Bewerbern, die die jeweilige Hochschule als 
erste Präferenz angegeben haben, für nicht zulässig. Zu vermeiden sei der Fall, dass der Bewer-
ber mit dem besseren Abiturdurchschnitt an einer Hochschule nicht zugelassen wird, weil er 
diese Hochschule nicht in erster Präferenz angegeben hat, zumal ihm bei der Abgabe der Be-
werbung die Nachfragesituation an einer bestimmten Hochschulen nicht bekannt sein kann. Die 
Beschränkung auf sechs Ortswünsche hält das Gericht unter Hinweis auf die „Möglichkeiten der 
Datenverarbeitung“ für nicht nachvollziehbar (Rn. 228). Nur wenn die Hochschulen aufwändige, 
individualisierte Verfahren wie beispielsweise Auswahlgespräche durchführen, sieht das Gericht 
eine Vorauswahl der Bewerber nach angegebener Ortspräferenz als gerechtfertigt an. 
 
Die Wartezeitquote als Garant möglichst breiter Chancen beim Hochschulzugang ist aus der 
Sicht des Gerichts keine, aus der grundrechtlichen Freiheit der Berufswahl hergeleitete Notwen-
digkeit: „Verfassungsrechtlich geboten ist sie nicht“ (Rn. 216). Außerdem sei die gegenwärtige 
Gestaltung der Wartezeitquote im Bundesrahmenrecht und in den Landesgesetzen nicht ver-
fassungskonform umgesetzt. Verfassungsrechtlich erforderlich sei die Festsetzung einer „ange-
messenen Begrenzung“ der Wartezeit (Rn. 223). Betont wird, dass eine zu lange Wartezeit dazu 
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führen könnte, dass die schulischen Voraussetzungen an Gültigkeit verlieren könnten. Dies zeige 
sich in empirischen Studien an höheren Abbrecher- und Durchfallquoten der aufgrund von War-
tezeit zugelassenen Studierenden. Aus den Anhörungen der Experten zieht das Gericht den 
Schluss, dass eine Wartezeit von vier und mehr Jahren „dysfunktional“ sei (Rn. 225). Eine ange-
messene Ausgestaltung der Wartezeitquote kann nach Ansicht des Gerichtes auch darin beste-
hen, sie mit „Eignungselementen" zu verbinden.  
 

4 Effekte der Auswahlverfahren auf die Studienergebnisse 

4.1  Auswahlverfahren in Humanmedizin 

Zwar hat die Abiturdurchschnittsnote für den Studienerfolg im Medizinstudium eine starke 
Prognosekraft, gleichwohl greift die große Mehrheit der medizinischen Fakultäten in den hoch-
schuleigenen Auswahlverfahren zu weiteren Instrumenten. Denn die Aussagekraft des Abiturs 
wird wie vom Bundesverfassungsgerecht so auch von etlichen Hochschulen als zunehmend kri-
tisch gesehen (Schwibbe et al., 2018).  
 
Für die beiden von den Hochschulen verwendeten Studierfähigkeitstests – den Test für Medizi-
nische Studiengänge (TMS) sowie das Hamburger Auswahlverfahren für Medizinische Studien-
gänge - Naturwissenschaftsteil (HAM-Nat) – werden keine medizinischen Vorkenntnisse voraus-
gesetzt. Der TMS misst als Fähigkeitstest das Verständnis für naturwissenschaftliche und medi-
zinische Problemstellungen, die Merkfähigkeit, die Genauigkeit der visuellen Wahrnehmung, 
das räumliche Vorstellungsvermögen sowie die Fähigkeit zu konzentriertem und sorgfältigem 
Arbeiten. Der HAM-Nat-Test erfasst als Kenntnistest die für das Medizinstudium relevanten na-
turwissenschaftlichen Kenntnisse auf Oberstufenniveau. Für beide Test konnte nachgewiesen 
werden, dass sie den Studienerfolg zuverlässig prognostizieren können (Schwibbe et al., 2018). 
 
Evaluationen verweisen auf markante Unterschiede zwischen beiden Tests: Während sich für 
den hauptsächlich Kenntnisse erfassenden HAM-Nat-Test ein hoher Zusammenhang von Test-
ergebnis und Abiturnote ergab, zeigte sich für den breitere Fähigkeiten testenden TMS eine we-
niger stark ausgeprägte Korrelation zwischen Schulleistungen und Testergebnis. In einer Unter-
suchung zum Studienverlauf von vier Jahrgangskohorten an der Medizinischen Fakultät Heidel-
berg wurden der Einfluss der Abiturnote und des TMS-Ergebnisses vergleichend untersucht 
(Kadmon/Kadmon, 2016).  Sowohl für die Gruppe der Abiturbesten (1,0) als auch für die Gruppe 
der Studierenden mit mittleren Noten (2,0 bis 2,3) sagte der TMS-Test die Studienkontinuität 
sowie die Studienleistung besser voraus als die Abiturnote. Es zeigte sich, dass die Studierenden 
mit mittleren Abiturnoten (2,0 bis 2,3) und gleichzeitig sehr guten Ergebnissen im TMS-Test im 
Studium ähnlich gute Ergebnisse erzielten wie die Abiturbesten (1,0) mit sehr guten Ergebnissen 
im TMS. Gleichzeitig waren die Studienleistungen eines Teils der Abiturbesten, die im TMS we-
niger gute Ergebnisse erzielt hatten, schlechter als die Studienleistungen vieler Studierender mit 
mittleren Abiturnoten, aber sehr guten Ergebnissen im TMS. 
  
Demzufolge hat der TMS nach Ansicht der Autoren der Studie das Potenzial, sowohl potentiell 
schwache Bewerber in der Abiturbestengruppe als auch potenziell erfolgreiche Studierende in 
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der Gruppe der Abiturienten mit weniger guten Noten zu ermitteln. Der TMS kann somit Bewer-
bern mit mittleren Abiturnoten den Zugang zu einem Studienplatz ermöglichen und dazu bei-
tragen, dass ein breiteres Spektrum an Begabungen unter den Medizinstudierenden zum Tragen 
kommt. Dass ein Studierfähigkeitstest, der nicht in erster Linie auf Schulwissen abstellt, ein Weg 
sein kann, die Diversität der erfolgreich Studierenden hinsichtlich Herkunft und Vorbildung zu 
erhöhen, konnte in den USA anhand von ähnlichen Untersuchungen zum Medical College Ad-
mission Test (MCAT) nachgewiesen werden (Kadmon/Kadmon, 2016).      
 
Für die berufliche Ausbildung beziehungsweise die beruflichen Erfahrungen, die in den Auswahl-
verfahren der medizinischen Fakultäten nahezu ebenso häufig Beachtung finden wie die Stu-
dierfähigkeitstests (bei 22 von 35 Studienangeboten), liegen keine empirischen Untersuchungen 
hinsichtlich der Effekte auf den Studienerfolg vor (Schwibbe et al., 2018). Mittelbar lassen sich 
gleichwohl Hinweise auf Effekte der beruflichen Ausbildung finden: Erfahrungen mit Problem-
stellungen aus dem beruflichen Alltag sind Gegenstand von  Auswahlgesprächen und Multiplen 
Mini-Interviews (MMI), die bislang nur bei einer Minderheit von elf der insgesamt 35 Studien-
angebote zu finden sind. Bei den Multiplen Mini-Interviews (MMI) werden in einer Kette von 
Kurzgesprächen mit verschiedenen medizinischen Fachleuten und simulierten Handlungssitua-
tionen die Eigenschaften der Bewerber im Umgang mit Menschen eingeschätzt. Dabei sollen 
Persönlichkeitseigenschaften, psychosoziale Fähigkeiten, mentale Fähigkeiten, Wissen, Inte-
resse und Motivation erfasst werden.  An der European Medical School in Oldenburg durchge-
führte Evaluationen zeigen, dass es mit MMIs gelingt, nicht-kognitive, aber berufsrelevante Ei-
genschaften der Bewerber zu erfassen, die sich statistisch als unabhängig von der Abiturnote 
erwiesen. Dabei schnitten Bewerber mit medizinnaher Berufsausbildung leicht signifikant bes-
ser ab als Bewerber ohne Berufsausbildung (Heidmann et al., 2017). Die in anderen Ländern 
vorliegenden Evaluationen dieser international erprobten Methodik deuten auf einen positiven 
Zusammenhang mit dem Studienerfolg hin (Knorr/Hissbach, 2014).  
 
Evaluationen von klassischen Auswahlgesprächen liegen an der  Universität Lübeck seit dem 
Wintersemester 2008/2009 für 1.500 Fälle vor. Es konnte nachgewiesen werden, dass Diskrimi-
nierungen durch eine ausreichende Strukturierung und Transparenz vermieden werden konn-
ten (Wagner et al., 2018). Mithilfe eines biografischen Fragebogens wurde untersucht, ob das 
Interviewergebnis von Faktoren beeinflusst wird, deren Einwirkung nicht erwünscht ist. So 
konnte festgestellt werden, dass das Geschlecht und die Schulbildung der Eltern keinen signifi-
kanten Einfluss auf die Auswahlentscheidung hatten. Auch von der Abiturnote erwies sich das 
Interviewergebnis als unabhängig. Mittels Fragebogen wurde die Zufriedenheit der Beteiligten 
erfasst. Sie kann als gut bis sehr gut bezeichnet werden (Hallfahrt et al., 2009). Zur Validität im 
Hinblick auf den Studienerfolg lassen sich aktuell keine Aussagen treffen, die sehr niedrige Stu-
dienabbrecherquote von unter fünf Prozent deutet aber auf einen solchen Zusammenhang hin 
(Universität zu Lübeck, 2016). 
  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die in den medizinischen Studiengängen erprobten 
Auswahlverfahren geeignet sind, über die Schulbildung hinausgehende, für den Studienerfolg 
relevante Kompetenzen zu ermitteln, die auch durch berufspraktische Erfahrungen erworben 
werden können. Somit sind valide Instrumente vorhanden, um auch geeignete Bewerber jen-
seits der Abiturbesten auszuwählen. 
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4.2 Eignungsfeststellungsverfahren in sonstigen Studienfächern  

Auch außerhalb der medizinischen Fächer zeigt sich ein positiver Zusammenhang von Studien-
erfolg und Verfahren zur Feststellung der spezifischen Studierfähigkeit. Darüber hinaus wurde 
in einer Metaanalyse zur eignungsdiagnostischen Auswahl von Studierenden bereits vor etli-
chen Jahren ein zusätzlicher Erkenntnisgewinn zur Hochschulreife festgestellt: „ Fachspezifische 
Studierfähigkeitstest verfügen über eine substanzielle eigenständige Validität und sind zudem 
in der Lage, die Prognosekraft von Schulnoten durch eine gemeinsame Berücksichtigung dieser 
beiden Zulassungskriterien zu steigern“ (Hell et al., 2008). Aktuelle Befunde zu einem fachspe-
zifischen Studierfähigkeitstest (TM-WISO – Test für Masterstudiengänge in Wirtschafts- und So-
zialwissenschaften), der gegenwärtig an insgesamt sieben staatlichen Hochschulen, darunter 
die Universität Köln und die RWTH Aachen, durchgeführt wird, bestätigen diese Ergebnisse (ITB 
Consulting, 2018). 
 
Im Vergleich zu fachspezifischen Studierfähigkeitstests erwies sich die Aussagekraft von Aus-
wahlgesprächen als geringer, gewinnt aber mit dem Grad der Strukturierung an Validität (Hell 
et al., 2008). In weiteren Studien zeigte sich, dass mittels strukturierter Interviews Personen 
ausgewählt werden konnten, die sowohl über ausreichende kognitive Fähigkeiten als auch über 
studienrelevante nicht-kognitive Voraussetzungen verfügen (Frost, 2015).  
 
Wie Studienmotivation und Fachidentifikation im Rahmen eines Eignungsfeststellungsverfah-
rens (EFV) überprüft werden können, zeigt eine ausführliche, im Rahmen einer Dissertation ent-
standene Dokumentation über den Studiengang Soziologie an der an der Ludwig-Maximilians-
Universität München. Einbezogen waren vier Studienanfängerjahrgänge (Täger, 2010). Bis zur 
Einführung des Eignungsfeststellungsverfahrens brachen im Zeitraum von 1996 bis 2003 durch-
schnittlich rund 29 Prozent der Studienanfänger ihr Studium ab. Mit der Einführung eines Eig-
nungsfeststellungsverfahrens sollte diese Abbruchquote reduziert werden. Als Vorbereitung 
des Verfahrens wurde ein inhaltliches Profil des Faches formuliert und transparent gemacht. 
Geprüft wurde im Rahmen einer neunzigminütigen schriftlichen Erörterung eines soziologischen 
Themas, ob der Bewerber über sozialwissenschaftliche, sprachliche und mathematische Kennt-
nisse sowie ein gesteigertes Interesse an soziologischen Fragestellungen verfügt. Die erreichte 
Aufsatznote wurde mit der Abiturnote zu einer Gesamtpunktzahl verrechnet.  Nach Einführung 
des Eignungsfeststellungsverfahrens sank die Zahl der Studienbewerber deutlich, was die Ver-
antwortlichen darauf zurückführen, dass sich durch das EFV Verlegenheitsstudierende nicht 
mehr beworben haben. Eine halbierte durchschnittliche Abbrecherquote von rund 14 Prozent 
statt zuvor 29 Prozent kann als Hinweis darauf gelten, dass das Eignungsfeststellungsverfahren 
zu einer positiven Auswahl besonders geeigneter und motivierter Bewerber geführt hat.  
 
Eignungsfeststellungsverfahren mit Leistungstests, strukturierten Auswahlgesprächen, Festle-
gung von Mindestnoten oder Motivationsschreiben haben auch eine positive Wirkung auf die 
Senkung der Abbrecherquoten in den Ingenieurwissenschaften. Das ergab eine Studie an 12 
Universitäten, die für vier Jahrgangskohorten mit insgesamt rund 50.000 Studierenden in fünf 
ingenieurwissenschaftlichen Fächern durchgeführt wurde (Klöpping et al., 2017). Mit den Eig-
nungsfeststellungsverfahren sollen diejenigen Studienbewerber identifiziert werden, die auf-
grund ihrer Vorkenntnisse und Motivation einen Studienerfolg erwarten lassen. Somit sollen 
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diese Verfahren auch dazu dienen, Studieninteressierte frühzeitig dazu zu motivieren, sich mit 
dem geplanten Studienfach auseinanderzusetzen. Es zeigte sich, dass die Abbrecherquote in 
den Studiengängen mit Eignungsfeststellungsverfahren noch deutlich unter derjenigen für ört-
lich zulassungsbeschränkte Studiengänge liegt, in denen meist nur die Abiturdurchschnittsnote 
berücksichtigt wird. 
 

 
Über die Ingenieurwissenschaften hinaus wurden an der Technischen Universität München 
2016 in 20 von 34 Bachelorprogrammen EFV durchgeführt. Neben der Hochschulzugangsbe-
rechtigung muss ein Lebenslauf und ein Motivationsschreiben abgegeben werden. Die Abitur-
note wird mittels eines fächerspezifischen Punktesystems gewichtet. Wer eine bestimmte Ge-
samtpunktzahl erreicht, erhält eine Einladung zum Gespräch mit seinem künftigen Hochschul-
lehrer (Lettenbauer, 2017). Der zeitliche und personelle Mehraufwand wird aufgewogen durch 
eine nachweislich geringere Abbruchquote. Im Vergleich zu den bundesdurchschnittlichen Stu-
dienabbruchquoten liegen die Exmatrikulationsquoten in den TUM-Studiengängen mit EFV zum 
Teil um die Hälfte niedriger, so beispielsweise in Mathematik, Informatik, Chemie und Biologie 
(Abbildung 4.1). 
 

Abbildung 4-1: Vorzeitige Exmatrikulationen ohne Abschluss nach Art der Zulas-
sungsbeschränkungen in ausgewählten Ingenieurstudiengängen 

Angabe in Prozent, Stand der Exmatrikulationen zu Beginn des 10. Semesters 

 
Quelle: Klöpping et al., 2017 
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Abbildung 4-2: Studienabbruchquoten in ausgewählten Bachelorstudiengängen 

 
Die niedrigeren Quoten sind nicht auf externe Faktoren zurückzuführen, denn in Studiengängen, 
in denen die TUM keine Auswahlverfahren durchführt, liegen die Abbruchquoten ähnlich hoch 
wie in der Studienabbruchstudie des  Deutschen Zentrums für Hochschul- und Wissenschafts-
forschung (DZHW) (Sanaa/Kasper, 2017). Auch eine bundesweite Studie zu den Ursachen des 
Studienabbruchs kommt zu dem Schluss, dass durch Zulassungsverfahren die Erfolgsquote in 
den jeweiligen Studiengängen erhöht werden kann, indem diejenigen Studienbewerber ausge-
wählt werden können, die in der Regel über ein höheres Leistungsvermögen verfügen (Heublein 
et al., 2017).  
 
Insgesamt lässt sich auch für die nicht-zulassungsbeschränkten Studiengänge festhalten, dass 
Auswahlverfahren, in denen über das Abiturwissen hinausgehende Kompetenzen erfasst wer-
den, zu höheren Studienerfolgsquoten beitragen. Auf Seiten der Bewerber tragen Eignungsfest-
stellungsverfahren außerdem dazu bei, die eigene Studienmotivation zu prüfen. Auf Seiten der 
Hochschulen befördert die Konzeption von Auswahlverfahren die transparente Darstellung der 
fachlichen Anforderungen.  
 

TUM: Exmatrikulationen ohne Abschluss im Erstsemesterjahrgang WS 2011/2012 mit Eignungsfeststellungsverfahren 

Alle Universitäten: Absolventenjahrgang 2014 in DZHW-Studienabbruchstudie 

 
Quelle: TUM, 2017 
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5 Empfehlungen für die künftige Regelung der Hochschulzulas-
sung 

5.1 Neubewertung des Abiturs: Auswahlverfahren mit Fach- und Praxisbezug in al-
len Studiengängen  

Die bislang vorliegenden Erfahrungen mit Auswahlverfahren in der Humanmedizin, aber auch 
in nicht-zulassungsbeschränkten Fächern zeigen deutlich, dass sich die Aussicht auf einen er-
folgreichen Abschluss eines Studium erhöht, wenn nicht nur die mit dem Abitur attestierte all-
gemeine Studierfähigkeit nachgewiesen wird, sondern wenn auch die jeweils studiengangspe-
zifische Studierfähigkeit sowie berufsrelevante Kompetenzen Gegenstände einer Überprüfung 
sind. Dabei haben sich Punktesysteme, die auf den Ergebnissen fachspezifischer Studierfähig-
keitstests basieren und  berufspraktische Erfahrungen sowie strukturierte Auswahlgespräche 
berücksichtigen, als valide Instrumente erwiesen. Neben der Überprüfung der fachlichen und 
berufsbezogenen Eignung ist eine Überprüfung der Studienmotivation ein weiterer, wesentli-
cher Effekt von Eignungsfeststellungsverfahren – wie das Beispiel des zulassungsfreien Faches  
Soziologie zeigt. Studienentscheidungen ohne wirkliches Fachinteresse, die letztendlich sowohl 
für den Studienbewerber als auch für die Hochschulen materiell und immateriell nachteilig sind, 
können so vermieden werden. 
 
Es gab bereits in der Vergangenheit immer wieder Vorschläge, den Hochschulen auch in zulas-
sungsfreien Studiengängen die Möglichkeit einzuräumen, über das Abitur hinaus weitere Eig-
nungskriterien zu definieren und in eigenen Verfahren zu überprüfen. So schlug der damalige 
baden-württembergische Wissenschaftsminister Peter Frankenberg bereits 2008 das „Abitur 
plus“ vor. Über das Abitur hinaus sollte die Eignung des Studienbewerbers für das gewählte Fach 
berücksichtigt werden. Die Hochschulen sollten auch dann Auswahl betreiben können, wenn 
kein Bewerberüberhang vorhanden ist (Frankenberg, 2008). Auch von Seiten der Wirtschaft 
wurde betont: „Eine wichtige Voraussetzung für Autonomie, eigenverantwortliche Profilbildung 
und Qualitätsentwicklung besteht darin, dass die Hochschule selbst entscheiden kann, wen sie 
zum Hochschulstudium zulässt“ (BDA/BDI, 2010). Auch der Wissenschaftsrat forderte bereits 
2004 „Hochschulen müssen künftig aktiver an der Zulassung mitwirken. Dies trägt zu ihrer Pro-
filbildung bei und ermöglicht es, die Qualifikationsprofile von Studienbewerbern bereits vor Stu-
dienaufnahme besser mit den Anforderungen einzelner Studienabgänge abzustimmen“ (Wis-
senschaftsrat, 2004). Der Hochschulzugang müsse so gestaltet werden, dass er dazu beiträgt, 
die hohen Studienabbrecherquoten zu senken. In Anbetracht der rechtlichen Grenzen sollten 
diese Eignungsfeststellungsverfahren in nicht zulassungsbeschränkten Studiengängen aber nur 
beratenden Charakter haben. In seinen jüngsten Empfehlungen zur Hochschulfinanzierung 
räumt der Wissenschaftsrat dagegen ein, dass zulassungsrelevante Einstellungsverfahren wirk-
samere Verfahren zur Verbesserung der Studienerfolgsquoten darstellen als zwar verbindliche, 
aber nicht zulassungsrelevante Online-Self-Assessments (Wissenschaftsrat, 2018). 
 
Unlängst ist die an der Technischen Universität München (TUM) erfolgreiche Praxis der Eig-
nungsfeststellungsverfahren  durch eine Novellierung des Bayerischen Hochschulgesetzes wie-
der eingeschränkt worden. Das Kultusministerium sah in besonderen Eignungsprüfungen einen 
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massiven Eingriff in das Berufs- und Studienwahlrecht nach Artikel 12 des Grundgesetzes (Let-
tenbauer, 2017). Sofern keine über die schulische Qualifikation hinausgehenden Anforderungen 
nachgewiesen werden können, werden die Hochschulen lediglich autorisiert, ein sogenanntes 
Studienorientierungsverfahren durchzuführen. An diesem Verfahren, das in der Durchführung 
und bei den Auswahlkriterien den Eignungsfeststellungsverfahren ähneln kann, müssen die Stu-
dienbewerber teilnehmen. Allerdings können sich die Bewerber auch dann einschreiben, wenn 
die Resultate des Verfahrens aus Sicht der Hochschulen nicht ausreichend sind (Bayerisches 
Hochschulgesetz, 2018,  Artikel 44, Satz 5). Es ist allerdings fraglich, ob die Hochschulen künftig 
einen hohen Aufwand für Auswahlverfahren betreiben werden, deren Wirksamkeit derart un-
klar ist. 
 
Die Unantastbarkeit des Abiturs als alleinige Hochschulzugangsberechtigung wird von fachjuris-
tischer Seite keineswegs einstimmig vertraten. So ist nach Auffassung des Verfassungsrechtlers 
Kai Hailbronner die Festlegung des Abiturs als generelle Hochschulzugangsberechtigung zu allen 
Studiengängen „verfassungsrechtlich nicht festgeschrieben.“ Dem Gesetzgeber stehe es frei, 
„an Stelle des Systems einer generellen Hochschulzugangsberechtigung besondere Eignungsvo-
raussetzungen auf der Grundlage eines Hochschulauswahlsystems einzuführen, das der Diffe-
renzierung der Ausbildungsangebote und den unterschiedlichen Fähigkeiten und Qualifikatio-
nen von Ausbildungsbewerbern besser Rechnung trägt“ (Hailbronner, 2002).   
 
Die vom Bundesverfassungsgericht für die Medizinerausbildung aufgestellte Forderung, bei der 
Studierendenauswahl zusätzlich zum Abitur mindestens ein nicht schulnotenbasiertes Auswahl-
kriterium heranzuzuziehen, sollte daher als Ausgangspunkt für eine Revision der derzeit allein-
gültigen Berechtigung des Abiturs für den Hochschulzugang genutzt werden. Dazu sollten die 
rechtlichen Hürden für die Durchführung von Eignungsfeststellungsverfahren in nicht zulas-
sungsbeschränkten Fächern beseitigt werden. 
 

5.2 Keine Sonderquoten für Abiturbeste, Wartesemester, künftige Landärzte 

Das Bundesverfassungsgericht hat die begrenzte Aussagekraft des Abiturs für die berufliche 
Qualifikation deutlich herausgestellt. Auch im Koalitionsvertrag werden für das Medizinstu-
dium weitere Kriterien gefordert, die insbesondere die sozialen und kommunikativen Fähigkei-
ten der Studienbewerber einbeziehen. Weiterhin sollen Ausbildungen oder andere berufsprak-
tische Erfahrungen sowie ein ehrenamtliches Engagement in einem medizinnahen Bereich 
stärker berücksichtigt werden (Bundesregierung, 2018; Masterplan Medizinstudium, 2017). 
 
Die Evaluationen des Tests für Medizinische Studiengänge (TMS) zeigen, dass bei diesem Aus-
wahlverfahren auch beruflich befähigte und im Studium später erfolgreiche Bewerber mit we-
niger guten Abiturnoten identifiziert werden können. Der Test sollte daher von allen Studien-
bewerbern absolviert werden und mit gleicher Gewichtung wie die Abiturdurchschnittsnote in 
die Zulassung eingehen. Eine Abiturbestenquote, in der allein die zwischen den Bewerbern 
kaum noch unterscheidbare Durchschnittsnote entscheidungsrelevant ist, sollte aufgehoben 
werden und in ein einziges Hauptauswahlverfahren integriert werden. Auch Bewerber mit 
Bestnoten können nach einer juristischen Fachmeinung dazu angehalten werden, an weiteren 
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Auswahlverfahren teilzunehmen, sofern diese Verfahren Eignungsmerkmale feststellen, die 
durch den Notendurchschnitt nicht aussagekräftigt verbürgt sind (Kluth, 2008). 
 
Die Wartezeit kann durch den zeitlichen Abstand von Phasen des akademischen Lernens zu ei-
ner Entwertung der Qualifikationen führen. Mit Inkrafttreten des neuen Staatvertrages sollte 
die Wartequote abgeschafft werden und die in dieser Quote bislang vergebenen Studienplätze 
den Auswahlverfahren der Hochschulen zugerechnet werden. Für diejenigen, die sich vor dem 
Urteil im Dezember um einen Studienplatz beworben hatten und im Falle einer Ablehnung auf 
die spätere Zulassung innerhalb der Wartequote setzen, muss eine Übergangsregelung geschaf-
fen werden (Brehm/Brehm-Kaiser, 2018).  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat deutlich gemacht, dass die Aufteilung in die drei Hauptquo-
ten Abiturbeste, Wartezeit und Auswahlverfahren der Hochschulen eine Setzung des Gesetz-
gebers ist, die von der Verfassung in dieser Form aber nicht geboten ist: „Auch die Aufteilung 
der Hauptquoten begegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Der Gesetzgeber hat in-
soweit einen sehr weiten Ausgestaltungsspielraum. Weder ist er zu einer solchen Aufteilung 
durch die Verfassung gehalten noch ist er an ihr gehindert“ (Rn. 126). Es spricht demnach aus 
verfassungsrechtlicher Sicht nichts dagegen, in einer ersten Verfahrensstufe, die alle Bewerber 
durchlaufen sollen, nach einem Verfahren auszuwählen, welches bereits zu Beginn des Aus-
wahlprozesses nicht nur schulische Leistungen, sondern ein breites Spektrum an studienspezi-
fischen und berufsrelevanten Kompetenzen berücksichtigt.  
 
In diese Richtung weist der Vorschlag des Medizinischen Fakultätentages und der Bundesver-
tretung der Medizinstudierenden in Deutschland (Medizinischer Fakultätentag / Bundesvertre-
tung der Medizinstudierenden in Deutschland e.V., 2018). Danach soll sowohl die Wartezeit-
quote als auch die Abiturbestenquote abgeschafft werden. Stattdessen soll eine erste Auswahl-
stufe gebildet werden, in welcher die Abiturnote und ein Studierfähigkeitstest zu jeweils 40 Pro-
zent eingehen und die berufspraktische Erfahrung und/oder Freiwilligendienste zu 10 Prozent 
berücksichtigt werden. Mit weiteren 10 Prozent sollen die Ergebnisse eines berufliche und sozi-
ale Kompetenzen überprüfenden standardisierten Tests (Situational Judgement Test) einflie-
ßen. Die Ergebnisse dieser vier Komponenten werden in ein Punktesystem umgerechnet. 
 
Auf der Grundlage der in dieser ersten Auswahlstufe erzielten Punktzahl wird eine Rangliste 
gebildet werden. Die erste Hälfte der Gelisteten soll direkt einen Studienplatz an dem von ihnen 
gewählten Ort erhalten. Für die zweite Hälfte sollen die Universitäten entsprechend ihrem Profil 
Auswahlverfahren durchführen können, in denen sie geeigneten Bewerbern ohne Abiturbest-
note weitere Zulassungschancen eröffnen können. Dazu können sie beispielsweise erprobte 
Verfahren wie standardisierte Auswahlgespräche oder multiple Mini-Interviews zur Ermittlung 
psychosozialer und kommunikativer Kompetenzen durchführen. Jeder Bewerber soll an mehre-
ren Orten teilnehmen können. Führen die Hochschulen aufwendige Auswahlverfahren durch, 
dann können sie die Teilnahme auf Bewerber mit einer entsprechenden Ortspräferenz ein-
schränken. 
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Der Vorschlag des Medizinischen Fakultätentages und der Bundesvertretung der Medizinstudie-
renden berücksichtig die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts sowohl hinsichtlich der Not-
wendigkeit eines zusätzlichen Kriteriums als auch im Hinblick auf die Erweiterung der Chancen 
für geeignete Bewerber ohne Bestnoten. Gleichzeitig behält das Abitur wie vom Verfassungsge-
richt gefordert sein „hinreichendes Gewicht“. Mit einigen Modifikationen sollte dieser Vorschlag 
daher bei der erforderlichen Neugestaltung des Staatsvertrages berücksichtigt werden. Dabei 
sollten die für die Wartezeitquote vorgesehenen Studienplätze in die Auswahlverfahren der 
Hochschulen eingebracht werden, da andernfalls nach dem Modell des Fakultätentages nur 
noch 50 statt 60 Prozent der Plätze durch die Hochschulen selbst vergeben werden. Außerdem 
sollte zunächst auf den Situational Judgement Test (SJT) in der ersten Auswahlstufe verzichtet 
werden, da noch keine Testergebnisse hinsichtlich der prognostischen Validität für den Studien-
erfolg vorliegen (Schwibbe et al., 2018). Die für den SJT vorgesehene zehnprozentige Gewich-
tung sollte zunächst zusätzlich bei der berufspraktischen Erfahrung beziehungsweise bei den 
Freiwilligendiensten zum Tragen kommen. Schematisch ergäbe sich damit die folgende Gestal-
tung der Zulassung:  
 

Tabelle 5-1: Schematische Darstellung eines Modells zur Studienplatzvergabe in 
der Humanmedizin 

 

Erste Auswahlstufe 

Maximale Punktzahl Auswahlkriterium 

40 Abiturdurchschnittsnote nach Anwendung eines Ausgleichsverfah-
rens für landesspezifische Bewertungsunterschiede 
 

40 Ergebnis des Tests für Medizinische Studiengänge (TMS) 
 

20 Berufspraktische Erfahrungen in einem medizinnahen Bereich oder 
in einem staatlich anerkannten Freiwilligendienst 
 

Zweite Auswahlstufe 

Bildung einer Rangliste nach Punkten. Die ersten 20 Prozent der Studienplätze werden an 
die Ranglistenbesten nach gewünschtem Studienort vergeben.  

Dritte Auswahlstufe 

Die übrigen 80 Prozent der Studienplätze vergeben die Hochschulen in eigenen Verfahren, 
die sie aus einem gesetzlich vorgegebenen Katalog auswählen. Jeder Bewerber kann an meh-
reren Orten am Verfahren teilnehmen.  Zur Vorauswahl der Bewerber können die Hochschu-
len die bundesweite Punkterangliste nutzen. 

Quelle: In Anlehnung an das Vergabemodell des Medizinischen Fakultätentages und der Bundesvertretung der Medi-
zinstudierenden, Medizinischer Fakultätentag/Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e.V., 2018 
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Eine Möglichkeit, den Stellenwert der Berufserfahrung im Teil der hochschuleigenen Auswahl-
verfahren zusätzlich zu erhöhen, kann darin bestehen, dass die Hochschulen, wie derzeit an der 
Justus-Liebig-Universität Gießen, bereits bei der Zulassung zu ihrem eigenen Auswahlverfahren 
eine Quote für Bewerber mit Berufsausbildung reservieren (Brehm/Brehm-Kaiser 2018). Damit 
würden Bewerber, die ihre Wartezeit für eine berufliche Ausbildung genutzt haben, besser be-
rücksichtigt, als in der bisherigen reinen Wartezeitquote.  
 
Bereits im Masterplan Medizin 2020 ist die Landarztquote verankert (Vorabvergabe von 10 Pro-
zent der Plätze). Darin lässt sich ein Widerspruch zu der vom Bundesverfassungsgericht formu-
lierten Priorität von eignungsbezogenen Kriterien erkennen (Rn. 196). Ein übergreifendes nati-
onales Interesse, wie es für den Fall der ärztlichen Versorgung in der Bundeswehr und der darauf 
basierenden Quote geltend gemacht werden kann, ist für eine Landarzttätigkeit nicht erkenn-
bar. Die regionale Verteilung von medizinischen Fachkräften sollte nicht im Rahmen der Hoch-
schulzulassung, sondern durch entsprechende Anreize in der Vergütung gelöst werden. Dazu 
wurden in dem Gesetz zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
von 2015 Anreize geschaffen, deren Wirkung in einem längeren Zeitraum überprüft werden soll-
ten (Deutscher Bundestag, 2017a). Bisher sind überdies keine Verfahren bekannt, mit welchen 
sich eine besondere Eignung für eine spätere Tätigkeit als Landarzt feststellen ließe (Schwibbe 
et al., 2018). 
 

5.3 Anreize zur Durchführung von Auswahlverfahren mit Hochschulpaktmitteln 

Bereits vor zehn Jahren wurde aus zulassungsrechtlicher Perspektive empfohlen, einen Anreiz 
für Auswahlverfahren zu setzen, indem Mittel stärker an Absolventen gekoppelt werden (Kluth, 
2008). Im Hochschulpakt war die Finanzierung  dagegen bis auf einen kleinen Anteil der Mittel 
auf die Studienanfängerzahlen bezogen und stellte damit einen Anreiz dar, möglichst viele Stu-
dierende ungeachtet ihrer Studieneignung zuzulassen. „Anstrengungen zur Verbesserung des 
Studienerfolgs wurden dagegen nicht honoriert und unterstützt“, stellt der Wissenschaftsrat in 
seinen Empfehlungen zur Nachfolge des Hochschulpaktes fest (Wissenschaftrat 2018).  
 
Es kann daher nicht verwundern, dass bislang eine Verringerung der Studienabbrecherquoten 
nicht erreicht werden konnte. Die Spitzenverbände der Wirtschaft schlagen daher eine Finan-
zierungskomponente, die sich stärker an der Anzahl der Absolventen orientiert, vor (BDA et al., 
2013). „Eine auf erfolgreiche Studienabschlüsse bezogene Finanzierungskomponente“ könnte 
auch aus Sicht des Wissenschaftsrates künftig eine sinnvolle Ergänzung bei der Verwendung der 
Hochschulpaktmittel darstellen (Wissenschaftsrat, 2018).   
 
Eine solche Quote wird gegenwärtig von Seiten der Hochschulen mit dem Argument abgelehnt, 
sie führe  zu einer Fixierung auf quantitative Ergebnisse unter Verlust der Studienqualität (HRK, 
2018b). Eine solche Gefahr – sollte sie trotz anzunehmender Berufs- und Qualitätsverantwor-
tung der Hochschullehrer tatsächlich existieren – könnte unter anderem wiederum durch Eig-
nungsfeststellungsverfahren gebannt werden. Diese Verfahren können sicherstellen, dass in 
erster Linie Studienbewerber aufgenommen werden, deren zum Studiengang passende Kompe-
tenzen sowie die persönliche Motivation und Fachidentifikation einen erfolgreichen Abschluss 
erwarten lassen.  
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Eine umfassendere Einführung von Eignungsfeststellungsverfahren stellt die  Hochschulen al-
lerdings nicht nur vor gesetzliche, sondern in der Anfangsphase auch vor finanzielle Hürden. 
Eine Unterstützung für die Entwicklung und Implementierung von Auswahlverfahren, die auf 
das jeweilige Profil der Hochschule abgestimmt sind, sollte Bestandteil einer Projektförderung 
in der Nachfolge des Qualitätspakts Lehre sein. 
 
Der Wissenschaftsrat empfiehlt in der Nachfolge des Qualitätspakts Lehre außerdem die Ein-
richtung einer „eigenständigen Organisation für die Lehre“, die sich unter anderem mit der Ent-
wicklung „valider Kriterien und Verfahren zur Bewertung der Lehrqualität“ befassen soll (Wis-
senschaftsrat, 2018). Eine solche Einrichtung wird auch von den Spitzenverbänden der Wirt-
schaft empfohlen (BDA et al., 2013). Diese Einrichtung  sollte die von der Deutschen Gesellschaft 
für Psychologie empfohlene Entwicklung „hochwertiger und standardisierter, strukturierter 
Leistungsprüfungen für die Zulassung an staatlichen Hochschulen“ übernehmen (Deutsche Ge-
sellschaft für Psychologie e.V., 2018). Im Masterplan Medizinstudium kündigt das Bundesbil-
dungsministerium an, geeignete Vorhaben zur Begleitforschung für den Erfolg von kompetenz-
bezogenen Auswahlverfahren der Hochschulen fördern zu wollen (Masterplan Medizinstudium 
2020, 2017). Wie gezeigt werden konnte, liegen mittlerweile auch für andere Studienfächer Eva-
luationen zu Auswahlverfahren vor. Es fehlt jedoch eine systematische Sichtung und Meta-Aus-
wertung, vor allem aber ein bundesweiter Zugang zu diesen Informationen. Eine solche daten-
bankgestützte Aufbereitung vorliegender Erfahrungen sollte zu den Aufgaben einer künftigen 
Fördereinrichtung für die Lehre gehören. 
 

5.4 Verbindliche bundesweite Koordination der Hochschulzulassung durch ein 
Bundeszulassungsgesetz  

„Der Bund wird die Länder bei der Novellierung der Hochschulzulassung zum Medizinstudium 
begleiten, die im Zuge des Bundesverfassungsgerichtsurteils notwendig geworden ist“ – so heißt 
es im Koalitionsvertrag (Koalitionsvertrag, 2018). Allerdings will er dabei von seiner auch nach 
der Föderalismusreform bestehenden konkurrierende Gesetzgebungskompetenz (Art.74 Abs.1 
Nummer 33 GG) keinen Gebrauch machen: Aus der Sicht der Bundesregierung richtet sich der 
im Urteil formulierte Regelungsauftrag an die Länder, die ihren bestehenden Staatsvertrag bis 
zum 31. Dezember 2019 entsprechend anpassen sollten (Deutscher Bundestag, 2018). Im Hin-
blick auf die anstehenden Standardisierungserfordernisse bei der Zulassung zu bundesweiten 
Numerus-clausus-Studiengängen ist aber eine Regelung durch ein Bundeszulassungsgesetz 
nicht zuletzt auch in Anbetracht des engen Zeitrahmens sinnvoll (Brehm/Brehm-Kaiser, 2018).  
 
Eine funktionierende bundesweite Koordinierung der Studienplatzvergabe ist unabdingbar, um 
Mehrfachbewerbungen und Nachrückverfahren zu organisieren. Außerdem benötigen die Stu-
dienbewerber einen vertieften Einblick in die Details der Auswahlverfahren. Zwar bietet die Stif-
tung für Hochschulzulassung bereits einen Überblick über die Eckpunkte der in den bundeswei-
ten und örtlichen NC-Fächern angewendeten Verfahren. Die unter Umständen sehr entschei-
denden Details, wie beispielsweise den Stellenwert der Berufserfahrung, müssen sich die Studi-
enbewerber gegenwärtig in etlichen Fällen durch eigene Recherche bei den Hochschulen er-
schließen. Zugangschancen können letztendlich auch dadurch eingeschränkt sein, dass ein 
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Überblick über die Zulassungsmodalitäten- und -kriterien nur schwer zu realisieren ist. Nach 
Einschätzung der Arbeitsgruppe ‚Auswahlverfahren‘ im Medizinstudium können sich die Studi-
enbewerber bei der Vielzahl der Quoten in den Auswahlverfahren der Hochschulen kaum ein 
Urteil darüber bilden, an welcher Universität sie mit ihren persönlichen Qualifikationen die 
größten Chancen auf einen Studienplatz hätten (Schwibbe et al., 2018).  
 
Es ist vor dem Hintergrund der Entwicklungen in der Informationstechnik nicht nachzuvollzie-
hen, warum immer wieder Studienplätze frei bleiben und das Phänomen der Mehrfachbewer-
bungen mit einer entsprechenden Software nicht in den Griff zu bekommen ist. Probleme mit 
der technischen Umsetzung stellen gegenwärtig sogar die politische Umsetzung des Verfas-
sungsgerichtsurteils in Frage. So ist damit zu rechnen, dass die Auswahlverfahren der Hochschu-
len bei der Vergabe von Medizinstudienplätzen zugunsten eines vereinfachten Verfahrens vo-
rübergehend ausgesetzt werden müssen (HRK, 2018a). Schon jetzt ist es der Stiftung für Hoch-
schulzulassung nicht gelungen, die zentrale Studienplatzvergabe der Fächer Medizin und Phar-
mazie wie angekündigt bis 2018 über ihre Online-Plattform abzuwickeln. Auch in den örtlich 
zulassungsbeschränkten Studiengängen ist mit einer Einbindung aller Hochschulen in das Dia-
logorientierte Serviceverfahren erst im Wintersemester 2020/2021 zu rechnen (Wiarda, 2017). 
 
Eine wesentliche Ursache für die Schwierigkeiten wird in der mangelnden Koordinierung der 
Wissenschaftsministerien bei der Umwandlung der ehemaligen Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS) in die Stiftung für Hochschulzulassung gesehen. Die Länder hätten die 
bestehende technische Vielfalt bei den Immatrikulationsverfahren der Hochschulen unter-
schätzt, was unter anderem zu den bestehenden Problemen der technischen Anbindung einzel-
ner Hochschulen geführt habe (Wiarda, 2017). Auf eine Bundestagsanfrage hatte die Bundesre-
gierung erklärt: „Handlungsbedarf besteht daher nicht bei der rechtlichen Regelung von Zulas-
sungsmodalitäten, sondern beim praktischen Verfahren der Durchführung, das allein in der Ver-
antwortung der Länder und ihrer Hochschulen liegt“ (Deutscher Bundestag, 2017b). Nunmehr 
scheinen die Mängel des praktischen Verfahrens dazu zu führen, dass die rechtlichen Anforde-
rungen des Bundesverfassungsgerichtsurteils nicht zufriedenstellend erfüllt werden können. 
Dies spricht nachdrücklich für eine sowohl rechtliche als auch praktische Regulierung der Stu-
dienplatzvergabe durch ein Bundeszulassungsgesetz. 
 

5.5 Kapazitätserweiterung mit staatlichen und privaten Mitteln 

Die Suche nach adäquaten Zulassungsverfahren wird belastet durch die bestehende Knappheit 
der Studienkapazitäten. In diesem Sinne geht es wie in der Zeit des Verfassungsgerichtsurteils 
von 1972 um die Verwaltung eines Mangels. Verschiedene Untersuchungen zeigen, dass die Fi-
nanzierung der Hochschullehre mit der gestiegenen Studiennachfrage nicht Schritt gehalten hat 
(IEKE, 2016; Wissenschaftsrat, 2018). Der Bedarf an theoretisch fundierten Kompetenzen wird 
im Zuge der weiter fortschreitenden Komplexität der Anforderungen durch Digitalisierung und 
Internationalisierung eher zunehmen. Auch die berufliche Bildung sucht vermehrt die Anbin-
dung an theoriegeleitete Bildungsangebote, wie die stark gestiegene Nachfrage nach dualen 
Studiengängen zeigt. Was den Bedarf an Studienkapazitäten im Fach Humanmedizin betrifft, so 
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ist zwar kein flächendeckender Ärztemangel zu konstatieren, gleichwohl kann vor dem Hinter-
grund der demographischen Entwicklung mit einem künftig höheren Bedarf gerechnet werden 
(Demary/Koppel, 2013). Im Koalitionsvertrag sind mehr Medizinstudienplätz vorgesehen.  
 
Zusätzliche Studienkapazitäten auch künftig allein aus staatlichen Mitteln finanzieren zu wollen,  
erscheint allerdings in Anbetracht des kontinuierlich weiter wachsenden Interesses an akade-
mischer Bildung als unrealistisch. Überdies hatte das Bundesverfassungsgericht bereits in sei-
nem ersten Numerus-clausus-Urteil festgehalten, dass eine unbegrenzte öffentliche Finanzie-
rung von Studienplätzen dem Gebot sozialer Gerechtigkeit zuwiderläuft (BVerfG, 1972). Auch in 
seinem jüngsten Urteil zur Studienplatzvergabe in der Humanmedizin hat das Gericht bekräftigt, 
dass das Teilhaberecht nicht so weit reiche, dass es einen individuellen Anspruch begründen 
könnte, Ausbildungskapazitäten in einem Umfang zu schaffen, welcher der jeweiligen Nachfrage 
gerecht werde. Dabei verweist das Gericht auf andere Gemeinwohlbelange, denen der Gesetz-
geber auch gerecht werden müsse (BVerfG, 2017, Rn.105). Erforderlich ist daher eine private 
Beteiligung durch Studiengebühren, die darüber hinaus auch unabhängig vom Problem der 
Knappheit aus ordnungspolitischer Sicht angebracht ist (Konegen-Grenier, 2013; Pfeif-
fer/Stichnoth, 2015) 
 
Eine staatliche Finanzierungsbeteiligung ist hingegen erforderlich, um die mit der Digitalisierung 
verbundenen Chancen auf eine bessere Lehrqualität und vor allem auf eine Mehrung der Studi-
enkapazitäten zu nutzen. Vorliegende Untersuchungen deuten darauf hin, dass zunächst An-
fangsinvestitionen in beträchtlicher Höhe notwendig sind, um Lehrkapazitäten unabhängig von 
Ort und Nutzeranzahl erweitern zu können (Thuy, 2016). Wichtig für die reibungslose Abwick-
lung der Studienplatzvergabe sind außerdem leistungsfähige Campus-Management-Systeme. 
Um die erforderlichen Anfangsinvestitionen sowie die laufenden Betriebskosten der digitalen 
Infrastruktur der Hochschulen zu gewährleisten, ist eine regelmäßige Finanzierungsanpassung, 
wie sie bei den außeruniversitären Forschungseinrichtungen mit dem Pakt für Forschung und 
Innovation gegeben ist, in Form eines Paktes für die Digitalisierung von Forschung und Lehre 
sinnvoll.   
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Abstract 

Who gets a place in higher education?  

The regulation of access to higher education is in transition 
 
With the German higher education entrance qualification school leavers are granted the right 
to access to higher education. This right has constitutional status, since it is derived from the 
fundamental right of free choice of occupation. A restriction of this right by a numerus clausus 
may therefore only be mandated by the legislature. It must determine the selection criteria if 
the number of applicants exceeds the number of available places. 
 
The central selection criterion for study programs with a numerus clausus is the overall average 
grade of the higher education entrance qualification. With the recent ruling of the Federal Con-
stitutional Court of December 2017, this is going to change now. The court criticizes the one-
sided emphasis on school performance and at the same time a lack of nationwide comparability 
of grading and demands at least one further selection criterion, which should refer to profes-
sional skills. Thus, the court wants to ensure that suitable candidates without a top average 
grade have a chance to study. So far the judgment concerns only the study of human medicine. 
Some lawyers also expect the judgement to have an impact on the local numerus clausus degree 
programs, which currently account for 40 percent of the study offer in other degree courses. 
 
While in the numerus clausus study programs the higher education entrance qualification is no 
longer sufficient as the sole admission requirement, universities must accept all applicants with 
a higher education entrance qualification in the study programs without a numerus clausus. 
Scientific studies show that complementing the higher education entrance qualification with 
further selection criteria based on professional practice, can help to improve the match be-
tween the applicant‘s qualification and study requirements and to increase the success of the 
studies. Good results could be achieved with points-based systems which, in addition to the final 
grade, take into account the results of a subject-specific academic ability test as well as work 
experience.  
 
In the future, such a scoring system should not only be introduced as an admission procedure 
in medical studies. Given the positive experiences with the consideration of additional criteria 
it should as well be legally possible in every course of study even if there is no numerus clausus. 
The planned continuation of the Higher Education Pact should include funding for universities 
to carry out these admissions procedures. As an incentive to select the applicants, universities 
should obtain a financial bonus for their successful graduates.   
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